
RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2007/30/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Juni 2007

zur Änderung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien sowie der
Richtlinien 83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hinblick auf die

Vereinfachung und Rationalisierung der Berichte über die praktische Durchführung

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 137 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erstellung von Berichten durch die Mitgliedstaaten
über die praktische Durchführung als Grundlage für die
regelmäßigen Berichte der Kommission über die Anwen-
dung der Gemeinschaftsvorschriften über die Sicherheit
und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer ist vorge-
sehen von der Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12.
Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
der Arbeitnehmer bei der Arbeit (3) sowie von den Ein-
zelrichtlinien im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 dieser
Richtlinie, nämlich den Richtlinien 89/654/EWG des Ra-
tes vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften
für Sicherheit und Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (4),
89/655/EWG des Rates vom 30. November 1989 über
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz
bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer
bei der Arbeit (5), 89/656/EWG des Rates vom 30. No-
vember 1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit
und Gesundheitsschutz bei Benutzung persönlicher
Schutzausrüstungen durch Arbeitnehmer bei der Ar-
beit (6), 90/269/EWG des Rates vom 29. Mai 1990

über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung
von Lasten, die für die Arbeitnehmer insbesondere eine
Gefährdung der Lendenwirbelsäule mit sich bringt (7),
90/270/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die
Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten (8),
92/57/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über die auf
zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen anzu-
wendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit und
den Gesundheitsschutz (9), 92/58/EWG des Rates vom
24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die Sicher-
heits- und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Ar-
beitsplatz (10), 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober
1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen
und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (11),
92/91/EWG des Rates vom 3. November 1992 über
Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer in den
Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien gewon-
nen werden (12), 92/104/EWG des Rates vom 3. Dezem-
ber 1992 über Mindestvorschriften zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitneh-
mer in übertägigen oder untertägigen mineralgewinnen-
den Betrieben (13), 93/103/EG des Rates vom 23. Novem-
ber 1993 über Mindestvorschriften für Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei der Arbeit an Bord von Fischerei-
fahrzeugen (14), 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998
zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeit-
nehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeits-
stoffe bei der Arbeit (15), 1999/92/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1999 über
Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheits-
schutzes und der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch
explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden kön-
nen (16), 2002/44/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. Juni 2002 über Mindestvorschriften
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zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeit-
nehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwir-
kungen (Vibrationen) (1), 2003/10/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 6. Februar 2003 über
Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Ge-
sundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch
physikalische Einwirkungen (Lärm) (2), 2004/40/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April
2004 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicher-
heit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefähr-
dung durch physikalische Einwirkungen (elektromagneti-
sche Felder) (3) und 2006/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. April 2006 über Mindest-
vorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikali-
sche Einwirkungen (künstliche optische Strahlung) (4).

(2) Ein Durchführungsbericht ist ebenfalls vorgesehen für die
Richtlinie 91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur
Ergänzung der Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern
mit befristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhält-
nis (5), die Richtlinie 92/29/EWG des Rates vom 31.
März 1992 über Mindestvorschriften für die Sicherheit
und den Gesundheitsschutz zum Zweck einer besseren
medizinischen Versorgung auf Schiffen (6) und die Richt-
linie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den
Jugendarbeitsschutz (7).

(3) Die Bestimmungen über die Erstellung von Berichten in
den Einzelrichtlinien im Sinne von Artikel 16 Absatz 1
der Richtlinie 89/391/EWG sowie in den Richtlinien
91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG sind sowohl
hinsichtlich der Zeitabstände als auch ihres Inhalts un-
einheitlich.

(4) Die Verpflichtung, die zum einen den Mitgliedstaaten
auferlegt ist, Bericht über die praktische Durchführung
der Richtlinien zu erstatten, und zum anderen der Kom-
mission, anhand der nationalen Berichte selber Bericht zu
erstatten, stellt tatsächlich ein wichtiges Moment des Ge-
setzgebungsverfahrens dar, da sie es erlaubt, eine Bilanz
und eine Bewertung der wichtigsten Elemente der prakti-
schen Durchführung der Richtlinienbestimmungen vor-
zunehmen; es gilt daher, diese Verpflichtung auf die
Richtlinien auszuweiten, die die Erstellung von Durchfüh-
rungsberichten nicht vorsehen, und zwar: die Richtlinie
2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 18. September 2000 über den Schutz der
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Ar-
beitsstoffe bei der Arbeit (Siebte Einzelrichtlinie im Sinne
von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (8),
die Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004 über den Schutz der
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder
Mutagene bei der Arbeit (Sechste Einzelrichtlinie im

Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie
89/391/EWG) (9) sowie die Richtlinie 83/477/EWG des
Rates vom 19. September 1983 über den Schutz der
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Ar-
beitsplatz (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels
8 der Richtlinie 80/1107/EWG) (10).

(5) Somit müssen die Bestimmungen der Richtlinie
89/391/EWG, der Einzelrichtlinien im Sinne von Artikel
16 Absatz 1 dieser Richtlinie sowie der Richtlinien
83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG
vereinheitlicht werden.

(6) Die Mitteilung der Kommission „Anpassung an den Wan-
del von Arbeitswelt und Gesellschaft: eine neue Gemein-
schaftsstrategie für Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz 2002—2006“ sieht die Ausarbeitung von Le-
gislativvorschlägen zur Vereinfachung und Rationalisie-
rung der Durchführungsberichte vor; dieser Punkt ist
auch als eines der prioritären Anliegen bei der Verein-
fachung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften bei
den Arbeiten im Zuge der Initiative zur Verbesserung
des Regelungsumfelds erkannt worden.

(7) Der gesamte Vorgang muss vereinfacht werden, indem
man gleichzeitig die Zeitabstände für die Vorlage der
nationalen Berichte über die praktische Durchführung
bei der Kommission vereinheitlicht und nur noch einen
Gesamtbericht über die praktische Durchführung vor-
sieht, der aus einem allgemeinen Teil mit Geltung für
alle Richtlinien und spezifischen Kapiteln über die von
den einzelnen Richtlinien behandelten Aspekte bestehen
soll. Mit Hilfe dieser Bestimmungen und insbesondere der
Einführung eines neuen Artikels 17a in die Richtlinie
89/391/EWG wird es darüber hinaus möglich, in diese
Berichterstattung über die Durchführung die Einzelrichtli-
nien im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie
89/391/EWG einzubeziehen, die keine Erstellung von Be-
richten vorsehen, nämlich die Richtlinien 2000/54/EG
und 2004/37/EG, sowie sämtliche zukünftigen Einzel-
richtlinien im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richt-
linie 89/391/EWG.

(8) Es erscheint angezeigt, die Zeitabstände der Erstellung
dieser Berichte und ihrer Vorlage bei der Kommission
durch die Mitgliedstaaten auf fünf Jahre festzusetzen, wo-
bei der erste Bericht ausnahmsweise einen längeren Zeit-
raum erfassen sollte. Die Struktur dieser Berichte sollte
Kohärenz aufweisen, um ihre Auswertung zu ermögli-
chen. Die Berichte sollten anhand eines Fragebogens ver-
fasst werden, der von der Kommission nach Anhörung
des Beratenden Ausschusses für Sicherheit und Gesund-
heit am Arbeitsplatz ausgearbeitet wird, und einschlägige
Informationen über die in den Mitgliedstaaten unternom-
menen Präventionsbemühungen enthalten, um es so der
Kommission zu ermöglichen, unter Berücksichtigung et-
waiger wichtiger Erkenntnisse der Europäischen Agentur
für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz sowie der
Europäischen Stiftung für die Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen angemessen zu beurteilen, wie
die Rechtsvorschriften in der Praxis funktionieren.
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(9) Gemäß Artikel 138 Absatz 2 des Vertrags hat die Kom-
mission die Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene zu der
Frage gehört, wie eine Gemeinschaftsaktion gegebenen-
falls ausgerichtet werden sollte.

(10) Die Kommission, die nach dieser Anhörung eine Gemein-
schaftsmaßnahme in diesem Bereich für zweckmäßig
hielt, hat die Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene
nach Artikel 138 Absatz 3 des Vertrags erneut zum
Inhalt des in Aussicht genommenen Vorschlags gehört.

(11) Nach dieser zweiten Anhörung haben die Sozialpartner
der Kommission nicht mitgeteilt, ob sie beabsichtigen,
das in Artikel 138 Absatz 4 des Vertrags vorgesehene
Verfahren einzuleiten, das zum Abschluss einer Verein-
barung führen könnte.

(12) Die Mitgliedstaaten sollten die notwendigen Maßnahmen
zur Umsetzung der in dieser Richtlinie vorgesehenen Än-
derungen ergreifen, bei denen es sich angesichts der be-
sonderen Beschaffenheit dieser Richtlinie gegebenenfalls
um Verwaltungsmaßnahmen handeln könnte —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Richtlinie 89/391/EWG

In die Richtlinie 89/391/EWG wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 17a

Durchführungsberichte

(1) Alle fünf Jahre legen die Mitgliedstaaten der Kommis-
sion einen Gesamtbericht über die praktische Durchführung
dieser Richtlinie sowie ihrer Einzelrichtlinien im Sinne von
Artikel 16 Absatz 1 vor, wobei auf die Standpunkte der
Sozialpartner einzugehen ist. Der Bericht enthält eine Beur-
teilung der diversen Punkte, die mit der praktischen Durch-
führung der verschiedenen Richtlinien zusammenhängen, und
liefert nach dem Geschlecht aufgeschlüsselte Daten, sofern
dies möglich und sinnvoll ist.

(2) Die Struktur des Berichts wird zusammen mit einem
Fragebogen mit näheren Angaben zu dessen Inhalt von der
Kommission in Zusammenarbeit mit dem Beratenden Aus-
schuss für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz festge-
legt.

Der Bericht umfasst einen allgemeinen Teil, in dem die Be-
stimmungen der derzeitigen Richtlinie behandelt werden, die
die gemeinsamen Grundsätze und Punkte betreffen, die für
alle in Absatz 1 erwähnten Richtlinien gelten.

Der allgemeine Teil wird durch spezielle Kapitel über die
Durchführung der besonderen Aspekte der einzelnen Richt-
linien unter Einbeziehung etwa vorhandener spezieller Indi-
katoren ergänzt.

(3) Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten die
Berichtsstruktur zusammen mit dem genannten Fragebogen
mindestens sechs Monate vor Ende des Berichtszeitraums.
Der Bericht ist bei der Kommission innerhalb von zwölf
Monaten nach Ablauf des von ihm erfassten Fünfjahreszeit-
raums einzureichen.

(4) Auf der Grundlage dieser Berichte nimmt die Kommis-
sion eine Gesamtbewertung der Durchführung der betreffen-
den Richtlinien vor, insbesondere hinsichtlich ihrer Relevanz
sowie der in den einschlägigen Bereichen erfolgten For-
schungsarbeiten und gewonnenen neuen wissenschaftlichen
Erkenntnisse. Die Kommission erstattet dem Europäischen
Parlament, dem Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und So-
zialausschuss sowie dem Beratenden Ausschuss für Sicherheit
und Gesundheit am Arbeitsplatz innerhalb von 36 Monaten
nach Ablauf des Fünfjahreszeitraums Bericht über die Ergeb-
nisse dieser Bewertung und, falls erforderlich, über etwaige
Initiativen zur Verbesserung des Funktionierens des rechtli-
chen Rahmens.

(5) Der erste Bericht umfasst den Zeitraum 2007—2012.“

Artikel 2

Änderung der Richtlinien 83/477/EWG, 91/383/EWG,
92/29/EWG und 94/33/EG

(1) In die Richtlinie 83/477/EWG wird folgender Artikel ein-
gefügt:

„Artikel 17a

Durchführungsbericht

Alle fünf Jahre legen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die praktische Durchführung dieser Richt-
linie vor, und zwar in der Form eines gesonderten Kapitels
des in Artikel 17a Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie
89/391/EWG vorgesehenen Gesamtberichts, der als Grund-
lage für die Bewertung dient, die von der Kommission gemäß
Artikel 17a Absatz 4 jener Richtlinie durchzuführen ist.“

(2) In die Richtlinie 91/383/EWG wird folgender Artikel ein-
gefügt:

„Artikel 10a

Durchführungsbericht

Alle fünf Jahre legen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die praktische Durchführung dieser Richt-
linie vor, und zwar in der Form eines gesonderten Kapitels
des in Artikel 17a Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie
89/391/EWG vorgesehenen Gesamtberichts, der als Grund-
lage für die Bewertung dient, die von der Kommission gemäß
Artikel 17a Absatz 4 jener Richtlinie durchzuführen ist.“
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(3) In die Richtlinie 92/29/EWG wird folgender Artikel ein-
gefügt:

„Artikel 9a

Durchführungsbericht

Alle fünf Jahre legen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die praktische Durchführung dieser Richt-
linie vor, und zwar in der Form eines gesonderten Kapitels
des in Artikel 17a Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie
89/391/EWG vorgesehenen Gesamtberichts, der als Grund-
lage für die Bewertung dient, die von der Kommission gemäß
Artikel 17a Absatz 4 jener Richtlinie durchzuführen ist.“

(4) In die Richtlinie 94/33/EG wird folgender Artikel einge-
fügt:

„Artikel 17a

Durchführungsbericht

Alle fünf Jahre legen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die praktische Durchführung dieser Richt-
linie vor, und zwar in der Form eines gesonderten Kapitels
des in Artikel 17a Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie
89/391/EWG vorgesehenen Gesamtberichts, der als Grund-
lage für die Bewertung dient, die von der Kommission gemäß
Artikel 17a Absatz 4 jener Richtlinie durchzuführen ist.“

Artikel 3

Aufhebung

Mit Wirkung zum 27. Juni 2007 werden die folgenden Bestim-
mungen aufgehoben:

1. Artikel 18 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 89/391/EWG;

2. Artikel 10 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 89/654/EWG;

3. Artikel 10 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 89/655/EWG;

4. Artikel 10 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 89/656/EWG;

5. Artikel 9 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 90/269/EWG;

6. Artikel 11 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 90/270/EWG;

7. Artikel 10 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 91/383/EWG;

8. Artikel 9 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 92/29/EWG;

9. Artikel 14 Absätze 4 und 5 der Richtlinie 92/57/EWG;

10. Artikel 11 Absätze 4 und 5 der Richtlinie 92/58/EWG;

11. Artikel 14 Absätze 4, 5 und 6 der Richtlinie 92/85/EWG;

12. Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie 92/91/EWG;

13. Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie 92/104/EWG;

14. Artikel 13 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 93/103/EG;

15. Artikel 17 Absätze 4 und 5 der Richtlinie 94/33/EG;

16. Artikel 15 der Richtlinie 98/24/EG;

17. Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie 1999/92/EG;

18. Artikel 13 der Richtlinie 2002/44/EG;

19. Artikel 16 der Richtlinie 2003/10/EG;

20. Artikel 12 der Richtlinie 2004/40/EG;

21. Artikel 12 der Richtlinie 2006/25/EG.

Artikel 4

Durchführung

Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie bis zum 31. Dezember 2012 nach-
zukommen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 6

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 20. Juni 2007.

In Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
G. GLOSER
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